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Aktiengesellschaften mit Inhaberaktien nach 
neuem Recht -  Gründung, Umstellung und 
Kapitalerhöhung
Die Ausgabe von Inhaberaktien unterliegt seit der Akti­
enrechtsnovelle 2016 umfangreichen Einschränkungen, 
um eine hinreichende Transparenz der Beteiligungs­
strukturen auch bei Aktiengesellschaften mit dieser Ak­
tienform sicherzustellen. Die Umsetzung dieser Be­
schränkungen für Inhaberaktien bei der Gründung der 
Aktiengesellschaft, bei einer Umstellung der Aktienart 
oder bei einer Kapitalerhöhung ist einigen Schwierig­
keiten ausgesetzt, da die Neuregelung in § 10 Abs. 1 
AktG und die Übergangsvorschrift des § 26h Abs. 1 
EG AktG nicht auf alle in diesen Zusammenhängen rele­
vanten Aspekte eingehen. Der Beitrag beleuchtet diese 
Fragen und zeigt Lösungsansätze für den Umgang mit 
Inhaberaktien im neuen Recht auf. 261
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Die Binnenhaftung des Vorstands bei unklarer 
Rechtslage
Vorstände von Aktiengesellschaften müssen mehr denn 
je fürchten, von der Gesellschaft für unternehmensbezo­
gene Gesetzes Verletzungen im Wege des Binnenregres­
ses in Anspruch genommen zu werden. Zusätzliche Bri­
sanz gewinnt die Thematik durch ein stetig komplexer 
werdendes Regelungsumfeld sowie steigende Bußgel­
der. Angesichts dieser Entwicklung ist es nicht verwun­
derlich, dass die dogmatischen Grundlagen der Binnen­
haftung für Gesetzesverstöße von allen Seiten beleuch­
tet und hinterfragt werden. Eine Schlüsselfunktion 
nimmt insoweit die sog. Legalitätspflicht ein, die jeden­
falls dann zunehmend relativiert wird, wenn die Rechts­
lage im Zeitpunkt der Entscheidungsfindung unklar ge­
wesen ist. Der Beitrag stellt sich Ansätzen, die strikte 
Legalitätsbindung des Vorstands aufzuweichen, entge­
gen. Er zeigt auf, dass sich (nur) eine strenge Geltung 
der Legalitätspflicht dogmatisch stimmig in das aktien­
rechtliche Ordnungsgefüge einpassen lässt und einer 
unsicheren Rechtslage sachgerecht auf Ebene des Ver­
schuldens Rechnung getragen werden kann. 270
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Beschlussvorschläge an die Hauptversammlung 
bei Einberufung aufgrund eines Mehrheits­
verlangens
Mit der Einberufung einer Hauptversammlung sind Be­
schlussvorschläge des Vorstands und des Aufsichtsrats 
bekanntzumachen. Entfallen dürfen sie, wenn der Be­
schlussgegenstand auf das „Verlangen einer Minder­
heit“ zurückgeht. So bestimmt es § 124 Abs. 3 Satz 3 
Alt. 2 AktG. Was aber gilt, wenn das besagte Verlangen 
von einem Mehrheitsaktionär oder von einer Aktionärs­
mehrheit stammt? Der Beitrag stellt jüngere Rechtspre­
chung zu dieser Frage vor und weist nach, dass Be­
schlussvorschläge auch bei einem Mehrheitsverlangen 
entbehrlich sind. 280
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